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as Verwaltungsrecht ent-

hält immer häufiger straf-

rechtliche Bestimmungen, 

um die Betroffenen zur Einhal-

tung ihrer Verpflichtungen «anzu-

regen». Es ist verständlich, vor-

sätzliche Verstösse zu ahnden, 

doch die Verfolgung und Bestra-

fung von Fahrlässigkeit ist unver-

hältnismässig, dies angesichts 

automatisierter Verfahren. 

Gemäss Artikel 12 Absatz 3 des 

Strafgesetzbuches handelt «fahrläs-

sig… aus pflichtwidriger Unvorsichtig-

keit nicht bedenkt oder darauf nicht 

Rücksicht nimmt. Pflichtwidrig ist die 

Unvorsichtigkeit, wenn der Täter die 

Vorsicht nicht beachtet, zu der er 

nach den Umständen und nach sei-

nen persönlichen Verhältnissen ver-

pflichtet ist. » Das Strafgesetzbuch 

zählt nur 27 von mehr als 200 Strafta-

ten, bei denen Fahrlässigkeit strafbar 

ist.  

Dennoch bemüht sich die Bundes-

verwaltung immer mehr, Strafbe-

stimmungen, die auch Fahrlässigkeit 

unter Strafe stellen, im Verwaltungs-

recht aufzunehmen. Sie hat jedoch im 

Gesetz über die Transparenz juristi-

scher Personen nach diversem Wi-

derstand in der Vernehmlassung da-

rauf verzichtet, dies insbesondere 

deshalb, weil unbeabsichtigte admi-

nistrative Fehler nicht unter das Straf-

recht fallen sollten. Die Verwaltung 

zog es vor, anzugeben, dass sie die 

Fahrlässigkeit gestrichen habe, «was 

die Strafverfolgungsbehörde unnötig 

belasten würde» (Botschaft, S. 148). 

Im Bereich des AIA hat die Verwal-

tung hingegen vorgeschlagen, die 

fahrlässige Verletzung der Melde- und 

Sorgfaltspflichten zu ahnden. Glückli-

cherweise hat der Ständerat diese 

Bestimmung in der laufenden Revisi-

on des Gesetzes gestrichen, was 

auch die Mehrheit der zuständigen 

Kommission des Nationalrats emp-

fiehlt. Diese hat denselben Entscheid 

im Zusammenhang mit dem AIA für 

Lohndaten (im Zusammenhang mit 

Telearbeit in Frankreich und Italien) 

getroffen, um eine erhebliche Auswei-

tung der Strafbarkeit für alle Arbeitge-

ber zu vermeiden. 

Der Arbeitgeber ist nämlich auf die 

Richtigkeit der vom Arbeitnehmer 

bereitgestellten Informationen ange-

wiesen, um seinen Verpflichtungen 

ordnungsgemäss nachkommen zu 

können. Bei der Beurteilung der Fahr-

lässigkeit stellt sich immer die Frage, 

ob der Arbeitgeber sich der Unrich-

tigkeit der ihm vorliegenden Informa-

tionen bewusst sein musste. Dies 

würde zu einer grossen Rechtsunsi-

cherheit führen. 

Darüber hinaus ist das Strafrecht 

unverhältnismässig, um einfache 

Fehler oder Versäumnisse zu ahnden, 

im Gegensatz zu einer bewussten 

Absicht, etwas zu verbergen. Die zu 

meldenden Elemente liegen meist 

ausserhalb des Einflussbereichs der 

betroffenen Mitarbeiter und sind Teil 

von Massenmechanismen, die in der 

IT-Infrastruktur ihrer Arbeitgeber ver-

ankert sind. Mögliche praktische 

Schwierigkeiten beim Nachweis der 

Absicht dürfen nicht dazu führen, 

dass Fahrlässigkeit verurteilt wird.  

Das Strafrecht darf 

nicht auf einfache 

Fehler oder unbeab-

sichtigte Versäumnisse 

administrativer Art 

angewendet werden. 

 
Arbeitnehmer dürfen nicht 
strafrechtlich verfolgt wer-

den, weil sie Informationen 
weitergeben, die sie nicht 

überprüfen können. 
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Empfehlungen der VSPB  

25.029 Bundesgesetz über 

den internationalen AIA in 

Steuersachen 

Artikel 32 und 32a: Strei-

chung der Absätze 2 (ge-

mäss dem Vorschlag der 

Mehrheit) 

25.051 Internationaler auto-

matischer Informationsaus-

tausch betreffend Lohndaten 

Artikel 19 Absatz 1: «oder 

fahrlässig» streichen (ge-

mäss dem Vorschlag der 

Mehrheit) 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250029
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250051

